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nächste OW am

20. Februar 2022

Aufgepasst:
Nächste Papier-OW

wird ab 
10. Februar verteilt.

„Halten Sie Wort und erhalten 
Sie die Waldschule in Groß Schö-
nebeck“, dazu hatte Rainer Dick-
mann (LINKE/Bauern), Vorsitzender 
des Landwirtschafts- und Umwel-
tausschusses im Kreistag Barnim, 
den Brandenburger Umweltminis-
ter Axel Vogel aufgefordert. Denn 
im Koalitionsvertrag hatte sich die 
Brandenburger Landesregierung 
für  den Erhalt aller Waldschulen in 
Brandenburg ausgesprochen. 

Statt dessen sorgte für Aufre-
gung, dass die Waldschule „Jäger-
haus“ geschlossen werden sollte. 
Sie liegt in Groß Schönebeck auf 
dem Gelände des Jagdschlosses. 
Hier wird vor allem Grundschüler:in-
nen ein umfangreiches Lern-Pro-
gramm angeboten. Laut Entwurf zur 
Forstreform soll die Waldschule ge-
schlossen werden, weil jeder Land-
kreis nur noch eine Schule finanziert 
bekommen sollte.

Dagegen wehrten sich die Groß 
Schönebecker. „Wir brauchen ge-
rade für das sensible Thema „Wald“ 
für Kinder eine frühzeitige Bildungs-
möglichkeit“, erklärt Katharina Sla-
nina aus Lichterfelde und Co-Lan-
desvorsitzende der Brandenburger 
LINKEN. „Wir stehen vor einem 
ökologischen Umbau, da können 
wir doch nicht an den Waldschulen 

Was wird aus der 
Waldschule in 

Groß Schönebeck?
Brandenburgs Umweltminister 

Axel Vogel versprach letzte Woche den 
Erhalt der Waldschule. 

Laut Entwurf der Forstreform sollen die 
23 landesweiten Waldschulen aber auf 

eine pro Kreis reduziert werden. 
Und auch ein neuer Antrag von SPD/

CDU/Grünen will Waldschulen nach der 
„Schuldichte“ ausrichten. 

Also noch keine Entwarnung für die 
Waldschule in Groß Schönebeck?

sparen!“ fordert die Landespolitike-
rin. 

In einer Sendung des rbb ver-
kündete Umweltminister Axel Vogel 
am 22. Januar, dass die Waldschu-
le in Groß Schönebeck erhalten 
bleiben soll. Ein Antrag von SPD, 
CDU und Grünen vom Vorabend an 
den Umweltausschuss des Landta-
ges würde dies beinhalten. Der Ju-
bel wurde Live übertragen. 

Liest man den Antrag jedoch 
genauer, versteht man nicht wirk-
lich, worauf sich der Minister da 
stützt. Erneut wird dort auf den Ab-
schlussbericht des Landesbetriebs 
Forst an den Umweltausschuss 
Bezug genommen, wonach es 35 
Personalstellen landesweit für die 
Waldschulen geben soll, diese an 
die Schuldichte geknüpft werden 
und waldpädagogische Einrichtun-
gen im Barnim „zum Teil nicht wei-
tergeführt“ werden sollen. Allerdings 
würde der Umweltausschuss den 
Erhalt aller waldpädagogischen An-
gebote befürworten. „Ein klares „Ja“ 
zu den Waldschulen sieht anders 
aus“, erklärt der umweltpolitische 
Sprecher der Brandenburger Land-
tagsfraktion, Thomas Domres. „Die 
große Ankündigung von Minister 
Vogel bleibt völlig im Unklaren. Im 
Papier von SPD, CDU und Grünen 

an den Ausschuss am 9. Febru-
ar wird vom Erhalt von mindestens 
einer Waldschule pro Landkreis 
gesprochen. Das würde Schließun-
gen sogar über die sechs bisher 
bedrohten Standorte hinaus ermög-
lichen.“

„Von einem Minister erwarte ich, 
dass er seinen Verantwortungsbe-
reich leitet und gestaltet“, erklärt Pe-
ter Harbach aus Groß Schönebeck, 
der bei der Aufzeichnung der Sen-
dung des rbb in seinem Ort dabei 
war. „Statt dessen versteckt er sich 
dahinter, was die Fraktionen bean-
tragen, was der Ausschuss berät.“

DIE LINKE im Landtag will die 
Schließung von sechs Waldschulen 
im Norden Brandenburgs wegen 
der besonderen Bedeutung der 
Waldpädagogik nicht akzeptieren. 
„Hier muss vor allem mehr Personal 
vorgesehen werden, um die Ange-
bote im ländlichen Raum aufrecht 
zu erhalten“, erklärt der Fraktions-
chef der LINKEN im Landtag, Se-
bastian Walter. „Im Bericht an den 
Ausschuss heißt es ausdrücklich, 
dass 50 Stellen nötig seien, um 
ein landesweit attraktives Angebot 
sicherzustellen, deshalb wollen wir 
mehr Stellen einfordern“, sind sich 
der Eberswalder Sebastian Walter 
und Domres einig. bc

Hartz-IV-Regelsatz 
zu niedrig

Ein armutsfester Regelsatz 
müsste nach Berechnungen der 
Paritätischen Forschungsstelle ak-
tuell 678 Euro für einen alleinste-
henden Erwachsenen betragen. 
Der Paritätische Wohlfahrtsverband 
kritisiert, dass der Regelsatz durch 
statistische Tricks willkürlich klein 
gerechnet wurde. Die jüngste An-
passung zum 1. Janaur 2022 um 
lediglich drei Euro auf aktuell 449 
Euro gleiche nicht einmal die Prei-
sentwicklung aus, führe damit sogar 
zu realen Kaufkraftverlusten und sei 
im Ergebnis verfassungswidrig. Der 
Paritätische appelliert an Bundesar-
beitsminister Hubertus Heil, für eine 
bedarfsgerechte Anpassung der 
Regelsätze zu sorgen. Kurzfristig 
fordert der Verband eine Soforthilfe 
für Menschen in der Grundsiche-
rung von monatlich 100 Euro pro 
Person, um wenigstens die pande-
miebedingten Mehrkosten und die 
Inflation auszugleichen. Der gelten-
de Regelsatz reiche vorne und hin-
ten nicht und gehe schon lange an 
der Lebensrealität vorbei. 

Der Paritätische Wohlfahrtsver-
band kritisiert zudem die Berech-
nungsmethoden und wie die jährli-
chen Anpassungen fortgeschrieben 
werden. Das ganze Bemessungs-
system gehöre auf den Prüfstand. 
Die Forschungsstelle des Wohl-
fahrtsverbandes rechnet in ihrer 
aktuellen Expertise die seit Jahren 
umstrittenen und von den LINKEN 
und Grünen im Bundestag kritisier-
ten statistischen Manipulationen im 
Regelsatz heraus und nimmt eine 
Anpassung an die aktuelle Preisent-
wicklung vor. Im Ergebnis müsste 
der Regelsatz für einen alleinste-
henden Erwachsenen derzeit 678 
Euro statt 449 Euro betragen.

Quelle: Der Paritätische Gesamt-
verband/OW-Kürzung
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